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Thema I Alter und Armut 11

«Der Vermögensfreibetrag
sollte erhöht werden»

Silvano Moeckli lehrt Politik-

Wissenschaft an der Universität

St. Gallen. Er sass zwölf Jahre für
die SP im St. Galler Kantonsparia-

ment, 2005/06 war er Kantons-

ratspräsident. Moeckli, Sohn einer

Arbeiterfamilie, machte zuerst

eine KV-Lehre, bevor er die aka-

demische Laufbahn einschlug.

Der 57-Jährige ist unter anderem

Präsident des Spitex-Kranken-

Pflegevereins Rorschach/Ror-

schacherberg und internationaler

Wahlexperte. Sein neuestes Buch:

«Das politische System der

Schweiz verstehen. Wie es

funktioniert, wer partizipiert, was

resultiert», Tobler-Verlag Altstätten.

Gibt es die AHV in zwanzig Jahren noch? Sicher!
Wenn es die Schweiz 2028 noch gibt, wird
auch die AHV noch bestehen. Die Schweiz ist
ein stabiler, demokratischer, prosperierender
Staat, der sich die AHV leisten kann. Zudem
gibt es einen breiten politischen Konsens über
die AHV. Der politische Streit dreht sich ledig-
lieh um deren Ausgestaltung.

In acht Jahren sind Sie 65. Könnten Sie allein von

Ihrer AHV leben? Vielleicht in Nicaragua, aber
sicher nicht in der Schweiz. Nur von der AHV
müsste ich freilich nicht leben, ich hätte ja auch

Ergänzungsleistungen, die nichts anderes sind
als ein garantiertes Mindesteinkommen. Aller-
dings würde ich mir wünschen, dass diese

etwas grosszügiger bemessen wären. Generell

muss auch in Zukunft niemand in der Schweiz

fürchten, ohne Unterkunft, Nahrung oder aus-
reichende Gesundheitsversorgung dazustehen.
Ganz allgemein finde ich, dass die EL zur AHV
und IV ein tolles System sind. Die Ausgestal-

tung muss man aber immer wieder anpassen.

Wer macht Druck, damit es zu Anpassungen
kommt? Hier liegt ein Problem in der Organi-
sation politischer Interessen. Normalerweise
ist es so, dass sich Menschen mit gleichen In-
teressen zusammenschliessen. Sie verfechten
ihre Interessen gemeinsam in einer Organisa-
tion und verfügen dazu über personelle und
finanzielle Ressourcen. Gerade die Schwächs-

ten der Gesellschaft können ihre Interessen
aber nicht selbst vertreten. Sie brauchen ande-

re, die das für sie tun. Druck macht man unter
anderem damit, dass ein Problem öffentlich
gemacht wird - wie mit diesem Interview.

Zurzeit drücken die massiv gestiegenen Heiz-

kostenabrechnungen. Eine rückwirkende Ver-

gütung höherer Mietnebenkosten bei den Er-

gänzungsleistungen ist dringend. Dann sollte
auch der Vermögensfreibetrag erhöht werden,
denn es ist mental wichtig, einen finanziellen
Spielraum zu haben und nicht ganz ohne Ver-

mögen von dieser Welt abzutreten.

Vermögend sind ja zum Glück heute viele Pensio-

nierte. Wenn man die Rentnerschaft in der Ge-

samtheit ansieht, dann geht es ihr so gut wie

nie zuvor. Nach einer neuen Studie sind ins-

gesamt 13 Prozent der Personen im Ruhestand
und sogar 19 Prozent der Paare nach dem
Kriterium des Bruttovermögens Millionäre.
Auf der anderen Seite beziehen schweizweit
12 Prozent der AHV-Rentner Ergänzungs-
leistungen. Bei den IV-Rentnern sind es gar
32 Prozent. Angesichts der ungleichen Ein-
kommens- und Vermögensverteilung unter der
Rentnerschaft ist es gerechtfertigt, nicht nur
Solidarität zwischen Jung und Alt zu ver-
langen, sondern auch unter den Rentnern
selbst. Bevor man die Leistungen für alle er-

höht, sollte man bei den Sozialversicherungen
gezielt die Lebenslage der Ärmsten verbessern.
Zu vermeiden ist ferner eine Zweiklassen-
medizin unter den älteren Menschen.

Sollen reiche Ältere für arme Ältere zahlen? So wür-
de ich es nicht formulieren. Es geht um Solida-

rität zwischen wirtschaftlich Leistungsfähigen
und wirtschaftlich Schwachen. Ob diese alt
oder jung sind, ist zweitrangig. Schon heute

stammt rund ein Viertel der Sozialversiche-

rungseinnahmen nicht aus Beiträgen, sondern

aus öffentlichen Mitteln. Da die AHV auch
über die Mehrwertsteuer und öffentliche Mittel
finanziert wird, zahlen auch AHV-Bezüger, ins-
besondere solche mit hohem Konsum bzw. ho-
hem Einkommen. Das Mehrwertsteuerprozent
für die AHV machte 2006 rund 2 Milliarden
oder 6 Prozent der Gesamteinnahmen aus.

Unter den Leidtragenden sind zwei Drittel Frauen.

Das hat demografische und ökonomische
Gründe. Die Frauen werden älter als die Män-

ner, und in einer Beziehung überleben viele
Frauen ihren Ehemann. Die heutigen Rentne-

rinnen hatten weder die gleiche Ausbildung
noch die gleiche Erwerbsquote wie die heute
im Erwerbsleben stehenden Frauen. Ihre ren-
tenbildenden Einkommen waren also gering.
Sie wuchsen in einer Zeit auf, als es noch eine
Schande war, Hilfe vom Staat zu beanspru-
chen. Eine Abholmentalität ist ihnen fremd.
Es ist erstaunlich, wie genügsam viele von
ihnen ihr Leben meistern. Es ist genau diese

Gruppe älterer Menschen, deren Lebenslage
zuerst gezielt verbessert werden sollte, bevor

man das Leistungsniveau für alle anhebt.
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